t 


Im Auftrage der Handwerkskammer 
Schriftleitung: 
Syndikus Dr. Baenitz, Graudenz | 


Druck u. Expedition: 
Buchdruckerei Rob. Geiſel, Graudenz 
Fernſprech⸗Anſchluß Nr. 743. 


Das weſtpreußiſche Handwerk erſcheint wöchentlich einmal 
Bezugspreis vierteljährlich 1,00 M., mit Beſtellgeld 1,12 M. 
Beſtellungen nehmen alle Poſtanſtalten u. Briefträger entgegen. 
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Inhalfs-Derzeidnis. 


Verhandlungsniederſchrift der 
Derfammlung 


von berufenen Vertretern aus dem Möbel- und Tapezier- 
gewerbe zur Vorbeſprechung der Gründung von Genoffen- 
(haften bezw. Cieferungsperbänden am 4. Juni 1915 im 
großen Sitzungsſaale der Handwerkskammer zu Graudenz. 

Der Vorſitzende der Kammer, Herr Hacke Graudenz, 


Graudenz, Sonnabend, den 12. Juni. 


eröffnete die Sitzung um 10 Uhr vormittags und bez | 


grüßte die zahlreich (48) erſchienenen Herren, insbe— 


durch ſelbſttätige Mithilfe zu heben. 


ſondere auch die beiden Verbandsdirektoren KRorthaus, | 


vom Hauptverband deutſcher gewerblicher Genoſſen— 


ſchaften in Berlin, und Prollius, vom Nordoſtdeutſchen 


Genoſſenſchaftsverband in Königsberg. Sodann ver- 
breitet er ſich über den gegenwärtigen Stand der großen 
Aufgabe, Oſtpreußen wieder aufzubauen, welche die 
Frage der Gründung von Genoſſenſchaften aufgerollt 
hat. Es erhält das Wort Herr Direktor Korthaus zu 
einem längeren Vortrage über Genoſſenſchaftsweſen und 
Lieferungsverbände. 


Heer Korthaus geht davon aus, daß wohl bisher | 
im Kammerbezirke Graudenz wenig in dieſer Hinſicht 


getan ſei, zumal erſt kürzlich die Kammer gegründet 


iſt. Angeſichts der außerordentlichen Verhältniſſe und 


der bisherigen Erfahrungen erſcheine es ausgeſchloſſen, 


daß die einzelnen Handwerksbetriebe aus eigener 


Kraft imſtande feien, den hohen Anſprüchen an Leiftungs- | 


und Lieferungsfähigkeit zu genügen. 
des Zuſammenſchluſſes zu größeren Verbänden. Gerade 
weil das Handwerk bisher auf dieſem Wege nicht 
verwärts geſchritten ſei, wäre es möglich geweſen, daß 
es in Friedenszeiten allmählich beinahe vollkommen — 
Redner erinnert an die Poſtlieferungen — vom Wett— 
bewerb bei ſtaatlichen Lieferungen ausgeſchloſſen worden 
ſei. Das ſolle und müſſe jetzt anders werden, nicht 
nur für die Dauer des Krieges, ſondern auch für die 


Es bedürfe dazu 


müſſe und erit, 


Amtliches Organ der Handwerkskammer zu Graudenz 


i = für den Regierungsbezirk Marienwerder. — 


— \. 
Im Anzeigenteil koſtet die viergeſpaltene Petitzeile 20 Pf., 
bei Bekanntmachungen von Innungen, Genoſſenſchaften 10 Bf. 


Aufträge nimmt die Buchdruckerei Robert Geiſel entgegen 


1915. 


Zeit des kommenden Friedens, der ficher bedeutende 
ſtaatliche Lieferungen bringen würde. Der einzelne 
Handwerker mit größerem Betriebe dürfe ſich nicht 
aus Eigenliebe abhalten laſſen, ſeine kleineren Berufs— 
genoſſen durch den feſten Zuſammenſchluß zu einem 
Verbande zu ſtärken; denn nicht nur der kleine, 
ſondern auch der große Handwerker habe durch eine 
ſolche geſchloſſene Vereinigung ſeinen Nutzen. Es ſtehe 
außer Zweifel, daß die Genoſſenſchaft als rechtsfähige 
Perſönlichkeit der Behörde anders gegenübertreten 
könne, als der einzelne Handwerker mit noch ſo 
großem Betriebe. Es komme natürlich zunächſt auf 
den guten Willen an, das Handwerk im allgemeinen 
Redner geht fo- 
dann auf die beſonderen Grundſätze ein, nach denen 
die Genoſſenſchaften zu gründen wären und ſich zu be— 
tätigen hätten. Es ſei nicht zweckmäßig, überall Ge— 
noſſenſchaften zu gründen, ſondern nur da, wo die 
notwendigen, natürlichen Bedingungen gegeben ſeien. 
Die Aufgaben der zu gründenden Genoſſenſchaften 
ſeien verſchiedenartig. In Frage käme in erſter Linie 
der Ankauf von Rohffoffen und die Aufftellung von 
Maschinen. Der kleine Handwerker habe meiſt jolche 
Maſchinen nicht und ſei deshalb nicht in der Lage, 
Arbeiten, die Maſchinen erforderten, auszuführen. Hier 
helfe ihm die Genoſſenſchaft in der Weiſe, daß ſie die 
notwendigen Maſchinen ankaufe und diefe den Mit- 
gliedern gegen ein angemeſſenes Entgelt zur Benutzung 
überlaſſe. Drittens ſei zu nennen: die gemeinſame 
Uebernahme von Arbeiten. Dieſe ſei notwendig wegen 
des zu erwartenden großen Umfanges der Aufträge, 
die zweifellos im ganzen vergeben und ausgeführt 
werden müſſen. Redner betont, daß in Uebereinſtim⸗ 
mung mit der Anſicht der maßgebenden Stellen, Oſt— 
preußen zunächſt von den Oſtpreußen aufgebaut werden 
wenn die oſtpreußiſchen Handwerker 


die gewaltige Arbeit nicht bewältigen könnten, die Be— 
teiligung des Handwerks der benachbarten Provinzen 
14 oſtdeutſchen Kammern in Anſpruch ge— 
Es ſollen 


bezw. der 


nommen werden ſoll. ferner nicht nur die 
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Großſtädte, ſondern gerade auch die kleinen und kleiniten 
Plätze zur Arbeitsübernahme herangezogen werden. 
Nur durch den Anſchluß an Genoſſenſchaften würde es 
aber dem Handwerker dieſer kleinen Plätze ermöglicht 
werden, ſich der notwendigen Maſchinen zu bedienen, 
ſich an den gemeinſamen Einkäufen im großen zu be— 
teiligen ufm Wenn der aus Oſtpreußen geflüchtete 
Handwerker erkennen werde, daß er an den Genoſſen— 
ſchaften einen feßen Halt und eine finanzielle Unter- 
ſtützung habe, werde er nicht zögern zurückzukehren, 
und auf dieſe Weiſe würde von ſelbſt das Handwerk 
in Oſtpreußen wieder ſeßhaft und gekräftigt werden. 
In ſeinen weiteren Ausführungen kommt Herr Korthaus 
ſchließlich auf die ſogenannten Mufferläger zu ſprechen 
und meint, daß das, was er in dieſer Beziehung auf 
der Berliner Ausſtellung non fertigen Wohnungsaus— 


ſtattungen für oſtpreußiſche Familienhäuſer geſehen 
habe, im Oſten auch geleiſtet werden könne. Solche 
fertigen Muſterausſtattungen ſeien überhaupt wenig 


zweckmäßig und ausſichtsvoll. Der kleine Mann, der 


nach Oſtpreußen zurückkehre, werde ſich nicht ganze 


Zimmereinrichtungen auf einmal, ſondern allmählich die 
einzelnen Stücke, die notwendigen zunächſt, anſchaffen. 
Höchſtens der Zahlungskräftige werde ſich eine voll— 
ſtändige Wohnungseinrichtung kaufen. Anders ſei es 
allerdings mit den ſtaatlichen Aufträgen, dem Wieder— 
aufbau von Behörden, Schulen uſw. Da ſeien Maſſen— 
aufträge im Gegenſatz zu der Beſchaffung des Haus— 
rats für den Privatmann zu erwarten 

Redner weiſt alsdann darauf hin, daß das von 
ihm entwickelte Programm von Genoſſenſchaftsaufgaben 
noch erheblich erweitert werden könne. Er habe nur 
die leitenden Grundgedanken und die notwendigen 
Aufgaben der Genoſſenſchaft darlegen wollen. Es ſei 
nun Aufgabe der anweſenden Herren, in ihrem engeren 
Wirkungskreiſe weiter fich zu betätigen und die Grün— 
dung der geplanten Genoſſenſchaften in die Wege zu 
leiten. Auch darüber, wie hierbei am beſten zu ver- 
fahren jei. gibt Redner ſehr nützliche Winke. Die Çin- 
richtung der Genoſſenſchaft mit der erforderlichen Ge— 
ſchäftsleitung und dergl. welche von Königsberg voll- 
ſtändig beſorgt werde, verurſache keine erheblichen 
Koſten. 
die lange Bank ſchieben, denn Eile tue 
Wiederaufbau ſchon langſam beginne, 
notwendig ſei, von Anfang an die volle Kraft einzu— 
ſetzen. Er macht darauf aufmerkſam, doß ihm eine 


not, 


eingehende Ausſprache willkommen ſei, und bittet daher 


die Anweſenden, ſich eifrig an der Debatte zu beteiligen. 

Der Vorſitzende der Handwerkskammer fordert 
diejenigen Herren, die ſich zur Sache äußern wollen, 
auf, ſich zu melden. Zunächſt nimmt er ſelbſt das 
Wort zu der vom Vorredner erwähnten Ausſtellung 
von Wohnungseinrichtungen in Berlin und erwähnt, 
daß der Vertreter der Regierung, welcher die Aus— 
ſtellung beſichtigt habe, auch zu der Anſicht gekommen 
ſei, das die Ausſtellung wohl voll befriedige, aber für 
den Wiederaufbau Oſtpreußens ungeeignet wäre. Zur 
näheren Ausführung über die Ausſtellung, die als 
Vertreter der Handwerkskammer zu Graudenz, Herr 
Tiſchlermeiſter Wittenberg Stuhm, beſucht hat, erhält 
dieſer das Wort. Der Berichterſtatter iſt auch der 


Anſicht, daß die heimiſchen Handwerker die Gegen⸗ 
ſtände, die er dort in Berlin geſehen habe, ebenſo gut 


machen könnten. Das ſei im großen ganzen das 
eigentlich Weſentliche, was über die Ausſtellung 
ſagen ſei. Herr Wittenberg, der am 20. 


zu 


Mai an 


einer an die Beſichtigung der Ausſtellung anſchließenden 
Verſammlung des Lieferungsverbandes der Tischler 
und Tapezierer in Berlin teilgenommen hat, erklärt, 
Anſicht der 14 


das die oſtdeutſchen Kammern 


Dahl 


Nur ſolle man die Angelegenheit nicht auf 
da der 
und es doch 


dahin 


gegangen fei, nicht Genoſſenſchaften, ſondern Lieferungs- 
verbände zu gründen, und geht auf die angeblichen 
Vorzüge des Lieferungsverbandes gegenüber der Ge— 
noſſenſchaft ein. (Herr Wittenberg ift offenbar in dem 
Irrtum befangen, es habe in Berlin eine Verſammlung 
der oſtdeutſchen Kammern getagt, während es ſich in 
Wirklichkeit um den ſchon genannten Lieferungsver— 
band handelt) Herr Miraß-Graudenz; bittet Herrn 
Direktor. Korthaus, zunächſt einmal den Unterſckiel 
zwiſchen öenoſſenſchaft und Cieferungsverband zu klären. 
Herr Korthaus nimmt dazu das Wort und ſtellt feft, 
daß er hinſichtlich der Ziele, die durch die geplante 
Vereinigung (ſei es Genoſſenſchaft oder Lieferungs- 
verband) zu erſtreben ſeien, mit Herrn Wittenberg 
einig gehe, nur über den Weg, der zu wählen ſei, 
herrſche Uneinigkeit. Herr Korthaus hebt die Nachteile, 
die ein Cieferungsverband haben würde, hervor. Ins- 
beſondere habe der Lieferungsverband keine Rechts 
perjönlichkeit d. h. er könne als folcher weder klagen, 
noch verklagt werden. Der Gläubiger ſei in der an— 
genehmen Lage, ſich unter den Mitgliedern des Lieſe— 
rungsverbandes den Zahlungskräftigſten herauszuſuchen; 
dieſer müſſe dann mit ſeinem Geldbeutel für die anderen 
einſtehen und habe beſtenfalls die Möglichkeit, ſeine 
Mitgenoſſen regreßpflichtig zu machen. Auch um die 
Kreditfähigkeit ſei es beim Lieferungsverband ſchlecht 
beſtellt, da er ja immer nur eine loſe Vereinigung der 
Verbandsgenoſſen bilde und bei ihm mehr oder weniger 
die Kreditfähigkeit der einzelnen Genoſſen in Frage 
kommt. Ganz anders liegen die Verhältniſſe bei der 
eingetragenen Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht, 
dieje habe Redtsperfönlidikeif und könne als juriſtiſche 
Perſon auch krediffähig nach ihrem Vermögen fein 
Jeder Genoſſe haftet hier nur für eine im voraus bg- 
ſtimmte Summe, die im Statut der Genoſſenſchaft und 
im Genoſſenſchaftsregiſter nerzeichnet fein muß. Für die 
einzelnen Gewerbe an einem oder mehreren Plätzen ſei 
alfo die Form der Genoſſenſchaft zur gedeiklichen Entwicke⸗ 
lung der ganzen Sache die notwendige Vorausſetzung; die 
einzelnen Genoſſenſchaften wieder, welche fidi örtlich ge- 
bildet hätten, könnten fdh dann zu Cieferungsverbänden, 
den ganzen Kammerbezirk umkaſſend, zuſammenſchließen. 
Dieſen Weg und keinen anderen müſſe man gehen, 
wenn man auf Erfolg rechnen wolle. Jede andere 
Form würde dem Handwerk nur zum Schaden „ereichen. 


Herr Wittenberg habe ſeine Ausführungen beſonders 


darauf geſtützt, daß bei der Form der Genoſſenſchaft 
das Uebel des Submiſſionsweſens wieder üppig wuchern 
werde; es laſſe ſich aber mit Beſtimmtheit voraus 
ſagen, daß auch im Lieferungsverbande einheitliche 
Preisbildung ausgeſchloſſen ſein wird. Redner zeigt 
einen Fall in dem innerhalb eines Lieferungsver— 
bandes ein Unterſchied von 100% feſtgeſtellt worden 
jei. Ein Lieferungsverband, der dem einzelnen Hand- 
werker Arbeiten übergibt, ſei unmöglich, wohl aber 


ein Lieferungsverband im Kammerbezirk, beſtehend 
aus den einzelnen örtlichen Genoſſenſchaften mit 
juriſtiſcher Perſönlichkeit. Redner mahnt ernſthaft, 


den günſtigen Augenblick nicht unbenutzt vorübergehen 


zu laſſen. Herr Wittenberg will noch beſonders 
dem kleinen Handwerker geholfen wiſſen. Herr 
Hofmann, Marienwerder hält ebenfalls die Form 


der Genoſſenſchaft für die richtige, geht aber hinſicht⸗ 
lich des Unterbietungsverfahrens mit dem Referenten 
nicht einig. Das Unterbietungsverfahren fei der Krebs- 
ſchaden des Handwerks und müſſe verſchwinden. 
Ebenſo müſſe vor allem auch der Anſicht Herrn Witten⸗ 
bergs entſprechend, der kleine Handwerker berückfichtigt 


werden. Das müſſe bei Gründung der Genoſſenſchaft 
in erſter Linie beachtet werden. Dieſe Gedanken ſollten 
aber nicht nur für den Wiederaufbau Oſtpreußens 


Nr. 10. 


maßgebend fein, londern im allgemeinen die Kichtſchnur 
für die Zukunft bilden. Herr Korthaus erwidert, daß 
ſich wohl das Submiſſionsweſen nicht ganz werde 
verdrängen laſſen und neben großem Schaden durch 
ſeine Auswüchſe auch Nutzen gebracht habe. Daß ſei 
von den Vertretern unſerer Induſtrie, auf die wir 
doch ſtolz ſeien, anerkannt worden. Der Herr Ober— 
präfident der Provinz Oſtpreußen habe ihm gegenüber 
aber geäußert, daß bei der Verhandlung mit den Ge— 
noſſenſchaften nicht die Unterbietung ſondern der Grund— 
ſatz der freien Vereinbarung geübt werden ſolle. Im 
Privatleben werde das Submiſſionsweſen niemals 
vollſtändig verſchwinden. Was den kleinen Hand— 
werker anbetreffe, ſo ſei die Genoſſenſchaft doch gerade 
geeignet, dieſen zu unterſtützen. Es erhält das Wort 
Herr Schlicktholz-Flatow, der fich mit der Form der 
Genoſſenſchaft für die zu gründenden Vereinigungen 
einverſtanden erklärt Er fragt an, ob der Beitrags- 
fuß bei der Genoſſenſchaft einheitlich oder verſchieden 
jei. Herr Korthaus erteilt ihm die entſprechende Aus- 
kunft. Herr Schulz-Graudenz tritt lebhaft für die 
Bildung von Genoſſenſchaften ein, wendet ſich aber 
auch gegen die Submiſſion, die von vornherein aus— 
zuſchalten fei. Herr Mirah nimmt entjchieden Stellung 
gegen das Submiſſionsweſen und weiſt gerade auf die 
unerfreulichen Zuſtände in dieſer Beziehung in Graudenz 
hin. Herr Wittenberg meint, daß jedes Mitglied des 
zu gründenden Verbandes nach ſeiner Leiſtungsfähig⸗ 
keit heranzuziehen fei. Herr Scklichtholz bringt einen 
kraſſen Submiſſionsfall zur Sprache, der die Mißſtände 
der Submiſſion grell beleuchtet. Nochmals nimmt 
jetzt das Wort Herr Direktor Korthaus und betont, daß 
auch der kleine Handwerker bei der Genoſſenſckaft zu 
feinem Rechte komme. Die Zahlungen der Heſchäftsanteile 
zur Genoſſenſchaftskaſſe — wie die Praxis gelehrt habe, 
in der Regel nicht unter 300 Mk. könnten auch 
ratenweiſe erfolgen, und ſo dem kleinen Handwerker 
der Beitritt wohl möglich werden. Die trüben Er— 
fahrungen mit dem Submiſſionsweſen habe man auch 
in Königsberg gemacht, aber dank den Bemühungen 
der Organiſationen ſei es beſſer geworden, und was 
in Oſtpreußen möglich geweſen wäre. daß müſſe doch 
auch in Weſtpreußen zuſtande kommen. Die Regelung 
der Geſchäftsanteile ſei in der Genoſſenſchaft ſo, daß 
auch der kleinſte Handwerker nach dem Verhältnis 
ſeiner Leiſtungen dabei eben ſo günſtig geſtellt ſei, wie 
der große. Herr Ludt aus Neuenburg, geißelt das Sub- 
miffionsverfahren unter Hinweis auf beſonders draſtiſche 
Fälle. Im allgemeinen iſt er der Anſicht, daß das 
Submiſſionsweſen ſich doch nicht werde beſeitigen laſſen, 
und daß aus dem ganzen Plan der Gründung von 
Genoſſenſchaften wohl nichts werden werde. An die 
letzte Bemerkung des Redners anknüpfend, bemerkt 
Herr Korthaus, daß doch dann die ganze Beſprechung 
nutzlos geweſen ſei. Er weiſt darauf hin, daß man 
doch nun einmal mit dem Submiſſionsweſen als mit 
einer tatſächlich beſtehenden Einrichtung rechnen müſſe. 
Man könne es ſehr wohl bekämpfen, aber einſtweilen 
nicht aus der Welt ſchaffen. Leider gehe er mit dem 
Eindruck weg, daß trotz ſeiner von dem ehrlichen Be— 
ſtreben, das Wohl des Handwerks zu fördern, getragenen 
Bemühung das Zuſtandekommen der Genoſſenſchaften 
ſehr fraglich wäre. Noch einmal kennzeichnet er kurz 
die Grundfäße des von ihm entwickelten Programms. 
Nicht den Lieferungsverband an ſich bekämpfe er, 
ſondern nur als örtliche Organiſation, während er den 
Zuſammenſchluß der lokalen Genoſſenſchaften ihrerſeits 
zu Lieferungsverbänden ſogar empfehle. Herr Hoffmann 
glaubt, daß Herr Korthaus ſich doch zu ſehr von der 
Schwarzſeherei des Herrn Lucht habe beeinflußen laſſen. 
Er könne ſehr wohl den Kollegen Lucht verſtehen, 


Das weſpreußiſche handwerk. 


aber ein ſolcher Peſſimismus ſei nicht zu rechtfertigen. 
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Er perſönlich glaube, daß in den Handmwerkerkreijen 
ſehr wohl Intereſſe für die Sache vorhanden wäre, und 
ſei auch überzeugt, daß die Gründung der Genoſſen— 
ſchaften erfolgen werde. Er legt dringend den An- 
weſenden ans Herz, im Intereſſe der baldigen Förde— 
rung der Sache in ihrem engeren Wirkungskreiſe weiter 
zu werben. In demſelben Sinne äußert ſich Herr 
pidun-Thorn. Aus der Mitte der Verſammlung wird 
der Wunſch laut, man möge das Ergebnis der heutigen 
Beſprechung in einer Refolufion feſtlegen. Herr Hoffmann 
ſchlägt die folgende Reſolution vor: „Die heutige Ver- 
ſammlung von berufenen Vertretern aus dem Möbel- und 
Tapeziergewerbe i damit einverſtanden, daß die geplante 
Crrichtung von Henoſſenſckaften ſchleunigſt in die Wege zu 
leiten if, und daß der Kammer fortlaufend durch die Jn- 
nungen über den Stand der Genoſſenſchaftsbildung Bericht 
zu erflatten ill.“ Herr Umlauf-Jaitrom, bittet den Herrn 
Verbandsdirektor Korthaus, ihn näher darüber zu 
unterrichten, wie nuu!l die Gründung einer ſolchen Ge- 
noſſenſchaft in Angriff zu nehmen fei. Der Herr 
Kammervorſitzende erwidert, daß? dieß Kammer es fich 
angelegen ſein laſſen werde, den Innungen bei Er— 
richtung einer Genoſſenſchaft an die Hand zu gehen. 
Nach einigen nebenſächlichen Bemerkungen des Herrn 
Schreiber-Konitz macht Herr Miraß noch darauf auf— 
merkſam, daß er niemals gegen die Genoſſenſchaft ge 
ſprochen, ſondern nur die Beſeitigung des Submiſſions— 
weſens gefordert habe. Herr Korthaus erwidert, er 
habe Herrn Miraß vorher jo verſtanden, als ob dieſer 
die Genoſſenſchaft nur dann befürworte, wenn ſie eine 
Sicherheit für die! Abſchaffung des Submiſſionsweſens 
böte. Er begrüte es jetzt, daß die erfdienenen Herren 
dock wohl im großen ganzen darüber einig wären, daß 
die zu gründenden FGenoſſenſchaften dem Handwerker zum 
Vorteile gereichen werden. Herr Wittenberg erwähnt, 
daß infolge der Einziehung gerade der Tüchtigſten man 
auf Schwierigkeiten ſtoßen werde, wenigſtens hinſicht— 
lich der erforderlichen Perſonenzahl. Dieſe Schwierig- 
keiten ſeien aber leicht dadurch zu überwinden, daß 
jich ja mehrere Innungen zuſammentun könnten. Herr 
Korthaus erwidert, daß dem nichts im Wege ſtände. 
Der Antrag Hoffmann wird nun nunmehr vom Herrn 
Vorſitzenden zur Abſtimmung gebracht und einffimmig 
angenommen. Der Vorſitzende der Kammer ſchließt da— 
rauf die Sitzung um 1 Uhr 10 Minuten mit der Bitte 
an die: Anweſenden, in ihrem Heimatkreife eifrig für 
die beſchloſſene Sache zu werben. 


Verhandlungsniederſchrift der 
Verſammlung 


von berufenen Vertretern aus dem Bau- und ffletall- 
arbeitergewerbe am 5. Juni 1915 in dem großen 
Sitzungsſaale der Handwerkskammer zu Graudenz zur 
Vorbeſpreckung der Gründung von Benoflenfhaften bezw. 
Cieferungsverbänden. 

Um 10 Uhr 10 Minuten eröffnete der Vorſitzende 
der Kammer die Sitzung und begrüßt die erſchienenen 
Herren insbesondere auch den Herrn Verbandsdirektor 
Korthaus vom Hauptverband deutſcher gewerblicher 
Genoſſenſchaften. Die ſtark beſuchte Verſammlung 
beweiſt, welches Intereſſe man der Frage der Genoſſen— 
ſchaftsgründung in Handwerkerkreiſen entgegenbringt. 
Anweſend ſind 39 Herren aus dem Bau- und Metall— 
arbeitergewerbe, darunter auch der Vorſitzende der 
Kammer, Schloſſerobermeiſter Emil Hache-Graudenz, 
ferner der Syndikus der Kammer, Dr. Baenitz, und 
der wiſſenſchaftliche Aſſiſtent der Kammer, Referendar 
Ollmann, als Protokollführer. Der Vorſitzende der 
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Kammer gibt einen Ueberblick über die den Wieder⸗ 
aufbau Oſtpreußens betreffenden Verhältniſſe. die den 
Zuſammenſchluß des Handwerks zu größeren feſten 
Verbänden angeregt haben und notwendig erſcheinen 


laſſen. Das Wort erteilt er alsdann Herrn Korthaus, 
der in einem längeren Vortrage den anweſenden 
Herren ein anſchauliches Bild von dem Weſen und den 


zwecken der Genoſſenſchaft im allgemeinen, insbefondere 
aud von der Bedeutung für die gegenwärtigen handwerker 
lichen Beſtrebungen aufrollt. Redner wirft zunächſt einen 
Rückblick auf die Geſchichte der Bereinigungsbem- gung 
im Handwerk, die einen irn che im Genoſſen⸗ 
ſchaftswege allmählich forderte. Das henoffenichatts- 
weſen an fich habe ſchon eine lange Geſchichte. Die 
Volkswirtſchaftslehre habe bereits ſeit langer Zeit in 
der Genoſſenſchaft diejenige Form erkannt, die am 
beſten geeignet war, den Verhältniſſen des Wirtſchafts— 
lebens Rechnung zu tragen und die Intereſſen des 
einzelnen durch Zuſammenſchluß mehrerer Genoſſen 
zu einem Verbande zu fördern. Die Anregung von 
berufener Seite hätten wohl andere Stände im Volks— 
wirtſchaftsleben ſehr bald beachtet, und das Genojjen- 
ſchaftsweſen habe ſich in den Kreiſen dieſer Stände 
ſehr ſchnell zu erſtaunlicher Höhe entwickelt und den 
Wohlſtand, die allgemeine wirtſchaftliche Lage dieſer 
Stände außerordentlich gehoben. Gerade das Hand— 
werk aber habe leider aus dieſen Anregungen lange 
Zeit nichts gelernt und ſich von anderen die Butter vom 
Brot nehmen laſſen. Erſt in neuerer Zeit habe man die 
Genoſſenſchaftsbewegung auch im Handwerk mit 
Intereſſe verfolgt, und ſei zu der Erkenntnis gelangt, 
daß die Bildung von Genoſſenſchaften auch dem 
einzelnen Handwerker von Vorteil ſein kann. Trotz— 
dem habe das Genoſſenſchaftsweſen im Handwerk 
noch keine rechten Erfolge gezeigt. Man ſpreche heute 
vom ſelbſtſtändigen Handwerker und meine damit 
einen Handwerker, der in keinem Abhängigheitsver— 
hältnis zu einem dritten ſtände. In Wirklichkeit ſeien 
die meiſten dieſer Handwerker nur ſcheinbar ſelbſtſtändig. 
Sie wären auf die Befriedigung rein lokaler Bedürf— 
niſſe angewieſen, über ihren engeren Kreis hinaus 
hätten ſie kaum größere Aufträge zu erledigen, einfach 
deshalb, weil der einzelne nicht imſtande ſei, ſich zur 
ordnungsmäßigen Ausführung größerer Arbeiten zu 
verpflichten. Zweitens ſei der einzelne Handwerker 
ſtets vom Rohſtoffabrikanten abhängig. Da er für 
ſeinen Verbrauch eine doch verhältnismäßig kleine 
Menge von Rohſtoffen einkaufe und womöglich noch 
vom Fabrikanten borge, bleibe dieſer immer der Über- 
legene, der den Handwerker in dauerndem Abhängig- 
keitsverhältnis halte. Ganz anders geſtalteten fich die 
Verhältniſſe bei der Genoſſenſchaft, dieſe wäre jederzeit 
in der Lage, ſich zur friſtgerechten Ausführung großer 
Aufträge zu verpflichten. Auch das Verhältnis der 
Genoſſenſchaft zum Rohſtoffabrikanten jei ein ganz 
anderes. Die Genoſſenſchaft übertrage dem Rohſtof— 
fabrikanten einen Maſſenauftrag gegen Barzahlung. 
Das Intereſſe des Fabrikanten an der Kundſchaft der 
Genoſſenſchaft ſei ein weit größeres, ſodaß er hier, um— 
gekehrt wie beim Einkaufe des einzelnen Handwerkers, 
von der Genoſſenſchaft abhängig würde. Zwar beſtehe 
ja eine handwerkerliche Vereinigung in der Einrichtung 
der Innungen oder Zünfte, einem Erbſtück des Mittel— 
alters, aber wirtſchaftliche Fragen größeren Stils, die 
vielleicht zu bedeutenden Unternehmungen Anregung 
böten, würden in den Innungen wenig oder garnicht 
angeſchnitten. Daher habe fich in Handwerkerkreiſen 
die Neigung zur Bildung von gemeinſamen Geſchäfts— 
betrieben bisher nicht herausgebildet. Mit Sicherheit 
iſt aber anzunehmen, daß ſich das ändern würde, 


erſt einmal mit der Genoſſenſchaftsbildung angefangen 
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würde. Bei alledem könne er für eine unbedingte Ge- 
noſſenſchaftsbildung nicht eintreten; denn nicht überall 
ſeien die lokalen Verhältniſſe ſo geartet, daß ſie einen 
Erfolg der Genoſſenſchaft gewährleiſteten. Oft fehle es 
auch an den Leuten, die befähigt wären, eine ſolche Ge— 
noſſenſchaft zielbewußt und erfolgreich zu leiten. Ein 
Handwerker, dem es gelungen fei, fich in feinem Be- 
triebe emporzuarbeiten, ſei damit noch nicht der richtige 
Mann zur Leitung einer Genoſſenſchaft. Man könnte 
auch den anden en Einwand erheben, daß die Zeit 
zur Bildung ſolcher Genoſſenſchaften wenig geeignet ſei, 
denn die Einkreiſungspolitik unſerer Gegner ſeiere jetzt 
ihren Triumph. Deutſchland ſtehe gegen eine Welt 
von Feinden, und das Ziel des mächtigſten dieſer Feinde 
Englands ſei nichts weniger, als die völlige Vernichtung 
Deutſchlands auf wirtſchaftlichem Gebiete. Der jetzige 


Stand des Krieges beweiſe aber hinreichend, daß 
Deutſchland den Krieg ſiegreich überſtehen werde, da⸗ 
her dürfe ſich niemand ins Bockshorn jagen laſſen. Eine 


ſolche Gelegenheit, wie die durch die kriegeriſchen Er⸗ 
eigniſſe geſchaffene, würde fich nicht wieder bieten. Rund 
achtzigtauſend Haushaltungen ſeien in dem zerſtörten 
Oſtpreußen wieder aufzubauen. Das ſei eine ganz 
ungeheure Aufgabe, die Jahre raſtloſer Arbeit erfordere. 
Hierzu komme, daß unſere Induſtrie ſich während des 
Krieges ſehr gut gehalten habe. Viele Gewerbe, ins— 
beſondere diejenigen, welche für Kriegszwechke arbeiteten, 
hätten ſogar einen Aufſchwung erlebt, aber auch andere 
hätten ausreichende Beſchäftigung und könnten ſich 
nicht beklagen. Nur ein Gewerbe leide wirkliche Not, 
das ſei das Baugewerbe. Als langjähriger Stadtver— 
ordneter von Groß-Berlin kenne er die dortigen Ver— 
hältniſſe genau Dort ſei ſeit Kriegsbeginn noch kein 
Baugeſuch zur ( Genehmigung eingereicht worden. Leider 
ſei vor dem Frieden eine Beſſerung nicht zu hoffen, 
da es an Geld für Bauten überall fehle. Das Pub— 
likum trage ſein Geld nicht zu den Kommunen, wo 
es 4% bekomme, es zeichne die 5% ige Staatsanleihe, 
weil das Deutſche Reich doch unter allen Um— 
ſtänden als der ſicherſte Schuldner gilt. Dieſe Ver— 
hältniſſe würden natürlich ihren ungünſtigen Einfluß 
auf den Hypothekenmankt äußern. Der Hypotheken- 
verkehr würde ftocken, und es könne dahin kommen, 
daß nur noch erſtſtellige Hypotheken als unbedingt 
ſicher gelten. Das würde zur Folge haben, daß die 
Bauluſt noch mehr herabgemindert wird. Die Größ— 
unternehmer, beſonders in Berlin, rechneten auch ſchon 
mit dieſer Möglichkeit und richteten ihr Augenmerk 
überall dahin, wo Arbeit in Ausſicht ſtehe. Es würde 
garnicht lange dauern, ſo würden ſie nach Oſtpreußen, 
wo ſich ihnen ein weites Gebiet eröffnet, ſtrömen und 
die Arbeit an ſich reißen. Der bekannte Berliner 
Großunternehmer Haberland fei ſchon gerüſtet. Wenn 
dem Großunternehmertum das glänse, fo fei es klar, 
daß dabei das Handwerk wenig günſtig abſchnitte 
und mit kleinen Teilarbeiten abgeſpeiſt würde. Das 
wolle doch nun aber das Handwerk nicht und finde 
darin auch eine Stütze durch den kundgegebenen Willen 


der maßgebenden Stellen. Der Herr Oberpräſident 
von Oſtpreußen habe ihm gegenüber ſelbſt geäußert, 


daß das oſtpreußiſche Handwerk zunächſt im engeren, 
dann auch im weiteren Sinne die zerſtörten Teile 
Oſtpreußens wieder aufbauen ſolle Es erſcheine aber 
daß ſo umfangreiche Arbeiten, wie die 
bevorſtehenden, an einzelne Perſonen vergeben würden 
Dieſen Standpunkt habe auch das Miniſterium einge— 
nommen, daß nämlich die Arbeiten nicht an einzelne 
Unternehmer ſondern an Arbeitsgemeinſchaften vergeben 
würden. Ebenſo ſei auch beabſichtigt, die Submiſſionen 
nach Möglichkeit auszuſchalten, vorausgeſetzt allerdengs, 
daß die Unternehmer mit ihren Preiſen Maß hielten, 
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andernfalls die Submiſſionen nicht zu umgehen wären. 
Redner kommt nun auf die Frage zu ſprechen, welche 


Art von Arbeitsgemeinschaften am zweckmäßigſten wäre. 
Da fei es doch einleuchtend, daß nur Arbeitsgemein- 
ſchaffen, die rechts- und krediffähig find, Erfolg verſprechen; 


ſonſt könne die Verdingungsſtelle der 14 oſtdeutſchen 
Kammern in Königsberg auch nicht helfen. Die Mittel⸗ 


ſtandsvereinigung habe die ſogenannten Lieferungsver⸗ 


bände empfohlen. 3 B. könnte ein Verband, der den 
Regierungsbezirk Marienwerder umfaſſe, Arbeiten an 
die einzelnen Gewerbe des Bauhandwerks durch die 
Handwerkskammer vergeben. Dieſer Weg ſei nicht 
empfehlenswert. Ridtfig fei es, lokale Vereinigungen, 
die vielleicht ein Dutzend oder auch mehr Genoſſen um- 


faſſen, zu gründen und diefe lokalen Verbände wieder in 


größeren Bezirken zu Cieferungsverbänden zufammenzu- 
ſchließen. Er fei alfo kein grundſätzlicher Gegner der 
Lieferungsverbände. In einem Verbande, der vielleicht 
100 Einzelhandwerker umfaſſe, ginge die Ueberſicht 
verloren. Die Verbandsleitung könne unmöglich die 
Leiſtungsfähigkeit des Einzelnen kennen und hätte in⸗ 
folgedeſſen keine Gewähr, daß die übertragenen Arbeiten 
auch tatſächlich ordnungsmäßig ausgeführt werden. 
In dem engeren Kreiſe einer Genoſſenſchaft, in der die 


Leiſtungsfähigkeit des einzelnen Genoſſen und damit 


der ganzen Genoſſenſchaft feſtſteht, könne bei Ueber- 
nahme eines Auftrages die Verteilung der Arbeiten 
mit Leichtigkeit ſo geordnet werden, daß für Güte und 
friſtgerechte Erledigung der Arbeiten gutgeſagt werden 
kann 
ſchlagene Lieferungsverband, der die lokalen Genoſſen⸗ 
ſchaften umfaſſe, die Möglichkeit, umfangreiche Aufträge 
zu übernehmen, da er ſich ja in jedem Falle nicht auf 
die Einzelhandwerker ſondern auf die Genoſſenſchaften 
zu ſtützen hätte. Was noch beſonders dazu beſtimme, 
der Gründung von Genoſſenſchaften gegenüber den 
Lieferungsverbänden einzelner Betriebe den Vorzug zu 
geben, jei die Verſchiedenartigkeit der Rechtsverhältniſſe. 
Bei der Genoſſenſchaft beteilige ſich ein jeder der Ge— 
noſſen am Vermögen der Korporation mit einem bez 
ſtimmten Geſchäftsanteil. Die Summe, mit der der 
Genoſſe haſtet, ſei feſt begrenzt. Es könne bei der 
Genoſſenſchaft alſo niemals der einzelne 
kräftige Genoſſe für Schulden der Genoſſenſchaft ver- 


In dieſem Falle habe dann auch der vorge⸗ 


zahlungs⸗ 


klagt werden, ſondern nur immer die Genoſſenſchaft 


als ſolche, da ſie Rechtsperſönlichkeit beſäße. 


beim Lieferungsverband: Hier fei der Gläubiger in 


Anders 


der angenehmen Lage, ſich das zahlungskräftigſte Mit⸗ 
glied auszuſuchen und auf Zahlung der ganzen Schuld 


zu klagen, ſo daß dieſer mit ſeinem Geldbeutel für 
die Verbandsgenoſſen einzuſtehen hätte und beſtenfalls 
an diefe Regreßanſprüche ſtellen könnte. Es gelte da 
eben der Grundſatz: einer für alle, alle für einen. Mit 
der Rechtsfähigkeit der Genoſſenſchaft hänge auch zu— 
ſammen, daß die Stellung des Vorſtandes eine viel 
ſtelbſtſtändigere ſei, als beim Lieferungsverband; in 
der Genoſſenſchaft ſei die Stellung des Vorſtandes 
insbejondere ſeine Vertretungsmacht geſetzlich feitgelegt; 
im Lieferungsverband habe der Vorſtand nur die ihm 
vertraglich eingeräumten Rechte. die meiſt nicht aus— 
reichten, um immer die Intereſſen des Verbandes mirk- 
fom wahrzunehmen. 

Redner geht auf die Aufgaben der Genoſſenſchaft 
ein. Die eigentliche Aufgabe, der ganze Zweck der 
Genoſſenſchaften, fei die gemeinſame Arbeitsübernahme. 
Die Folge ſei, daß als zweite Aufgabe der gemeinſame 
Ankauf von Kohſtoffmaterial in Frage komme. Dieſer 
Einkauf wäre wohl überall möglich, vielleicht beim 
Schloſſergewerbe würden ſich Schwierigkeiten zeigen. 
Für Maler, Klempner, Dachdecker, Schmiede ſei der 
gemeinſame Einkauf leicht durchzuführen und auch un⸗ 


bedingt erforderlich. Zum Grundlſatz müſſe man ſich 
machen, die Einkäufe bar zu bezahlen, wie man ander⸗ 
ſeits auch dahin ſtreben müſſe, nur gegen bar zu ver— 
kaufen. Redner erinnert an andere Stände: Land— 
wirtſchaft und Beamtentum. Der Landwirt borge 
nicht, ebenſowenig der Beamte. Der Staatsbeamte be— 
komme für feine Leiſtungen ſogar ſchon im voraus be— 
zahlt, der Handwerker folle aber auf Kredit feine Er- 
zeugniſſe abgeben. Darin müſſe Wandel geſchaffen mer- 
den, denn nur ſo könne man erreichen, auch ſeinerſeits 
den Fabrikanten bar zu bezahlen. Das Publikum müſſe 
zum Barkauf allmählich erzogen werden. Die dritte 
Aufgabe der Genoſſenſchaften, die Aufſtellung von Ma- 
ſchinen zur gemeinſamen entgeltlichen Benutzung. komme 
für die verſammelten Gewerbe nicht in Frage. 

Redner gibt nun noch einige nützliche Winke, wie 
bei der Bildung der Genoſſenſchaſten zu verfahren fei. 
Der einzelne Vertreter der verſchiedenen Gewerbe, der 
jetzt in feinen Heimatsort zurückfahre, werde nicht über- 
all bei feinen Geſinnungsgenoſſen Entgegenkommen fin— 
den. Beſonders die größeren Handwerker werden ſich 
zum Teil gegen die Genoſſenſchaften ſträuben, weil ſie 
in ihnen nur das Mittel ſähen, den kleinen Hand- 
werker leiſtungs- und ſomit konkurrenzfähig zu 
machen und natürlich der Anſicht ſind, daß eine 
ſolche Stärkung der kleinen Handwerker nicht in 
ihrem Intereſſe läge. Sie vergäßen aber, daß 
fie durch die Genoſſenſchaft auch nur ſelbſt ge- 
winnen können. Zweckmäßig fei es, die Genoſſen— 
ſchaftsſache zunächſt im engeren Kreiſe zu beſprechen, 
nicht vor der geſamten Innung, um zunächt einmal 
eine beſtimmte Gruppe von Männern zu ſchaffen, die 
dann ſpäter ihre Anſicht vor der Innung nachdrücklich 
vertreten. Dann ſei es immer noch Zeit, in der In— 
nungsverſammlung zu verhandeln und womöglich ein 
fertiges Programm mitzubringen. Hilfsmittel bei der 
Gründung und Einrichtung der Genoſſenſchaften ſtänden 
hinreichend zur Seite. Die Handwerkskammer werde 
auch ſicher bereit ſein, Auskunft zu erteilen und einen 
Beamten zur Unterſtützung hinzuſchicken. Zur Be⸗ 
ratung bei Vornahme des Gründungsakts ſowie zur 
Einrichtung der Bücher werde auch der nordoſtdeutſche 
Genoſſenſchaftsverband in Königsberg gern einen Re- 
viſor überlaſſen. Redner macht nochmals darauf auf- 
merkſam, daß man nicht ſaumſelig ſein müſſe; denn 


die Zeit dränge, ſchon in dieſem Jahre ſolle mit dem - 


Bau der ſtaatlichen Gebäude, wie Poſt, Schulen, 
Landratsämter uſw. begonnen werden. Die Haupt- 
ſache komme natürlich erſt im nächſten Jahre. Es 
ſei alſo Zeit, die geplanten Genoſſenſchaften jetzt zu 
gründen, damit man bei der Vergebung der Arbeiten 
fertig und bereit ſei. Billigkeits- und Vernunftsgründe 
ſprächen dafür, daß die Arbeiten in Oft- und Weft- 
preußen vom anſäſſigen Handwerk ausgeführt würden. 
Warum ſolle man ſich alſo wegnehmen laſſen, was 
einem von Rechtswegen gebühre? Der Redner ſchließt 
mit einer nochmaligen Mahnung, die Sache nicht hin⸗ 
auszuziehen und bittet, den Vorſitzenden der Kammer 
die Ausſprache zu eröffnen. Das Wort erhält Herr 
Fiſcher-Graudenz, der daran erinnert, daß eine ſolche 
Genoſſenſchaft doch Seldmittel erfordere. Nicht immer 
werde der Handwerker in der Lage ſein, den Ge— 


ſchäftsanteil, den er zeichne, auch gleich in bar einzu⸗ 


legen. Herr Korthaus erkennt die Berechtigung der 
Frage an und meint, daß der Privatmann doch auch 
häufig ſein Geſchäft ohne Geld anfange, und was der 
Privatmann könne, fei der Genoſſenſchaft auch mögllch. 
Die Genoſſenſchaft, die ja kreditfähig jet. könne das 
nötige Geld durch Darlehn beſchaffen, auch die Zentral- 
genoſſenſchaftskaſſe würde der Genoſſenſchaft Kredit ge- 
währen. Im übrigen in Preußen 
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400 Millionen Mark ausgeworfen feien für den Wieder- 
aufbau Oſtpreußens zum Zwecke der Vorausentſchädi⸗ 
gung der Unternehmer. Aus dieſer Summe könnten 
den beteiligten Genoſſenſchaften ſehr wohl Vorſchüſſe 
gewährt werden Der Oberpräſident habe ihm ſogar 
verſprochen, ſolche Zahlungen vorbehaltlich ſeiner 
Prüfung im einzelnen Falle zu genehmigen. Bei ſtaat⸗ 
lichen Bauten brauche man ja überhaupt keine Be- 
ſorgnis zu hegen, weil Vorauszahlung erfolge. Daß 
natürlich ein jeder, der Mitglied einer folden Genoffen- 
ſchaft werde, auch etwas dazu hergeben mife, liege auf 
der Hand; denn ſonſt könne er auch nicht erwarten, 
etwas zu verdienen. Herr Fiſcher ift von dieſen Aus- 


führungen befriedigt. Herr Wilke-Dt. Eylau tritt 
warm für die Gründung der Genoſſenſchaft ein und 


gibt ſeiner Freude Ausdruck, daß 
kammer die Anregung zur Genoſſenſchaftsbildung ge⸗ 
geben habe, iſt aber im übrigen der Anſicht, daß die 
Sache gerade in den Innungen zur Sprache gebracht 
werden müſſe. 
kunft, ob und wie der Vorſtand der Genoſſenſchaft 
bezw. der Geſchäftsführer zu entſchädigen ſei ferner, 
wie die Verteilung der Arbeiten innerhalb der Ge— 
noſſenſchaft nun erfolge, nach welchen Grundſätzen uſw. 
Herr Korthaus erteilt erſchöpfende Antwort. Der Bor- 
ſtand könne entſprechend entſchädigt werden. Ueber die 
Verteilung der Arbeiten und des Gewinnes müſſe die Ge- 
noſſenſchaft durch ihre Organe beſchließen. Herr dietrich 
ſteht auf dem Standpunkte, daß am beſten 
Regierung die Arbeiten der Handwerkskammer zur 
weiteren Verteilung an die Genoſſenſchaften übergebe, 
ſowie auch ein Mindeſtverdienſt ſichergeſtellt würde 
und hält die Feſtſetzung von Mindeſtpreiſen zur Aus— 
ſchaltung des ungeſunden Wettbewerbs für erforderlich. 
Der Vorſitzende der Kammer erklärt, daß dieſer Weg 
nicht gangbar ſei, da die Kammer in dieſer Weiſe als 
Unternehmerin nicht tätig werden dürfe. Das Geſetz 
verbiete das. Herr Korthaus bemerkt, daß der Wett— 
bewerb niemals ganz auszuſchalten fei und daß inner- 
galb des einzelnen Verbandes nichts im Wege ſtehe, 
Mindeſtpreiſe feſtzuſezen Er legt nochmals dar, wie 
die Sache anzufaſſen und zu entwickeln fei. Herr 
Dietrich wolle einen Mindeſtverdienſt durch Maßnahmen 
der Kammer geſichert wiſſen Wenn man eine ſolche 
Sicherheit nicht hätte, fei nach feinen Worten leicht mög- 
lich, daß alle Mühe und Koſten umſonſt wären. 
doch aber ganz klar, daß eine ſolche Sicherheit nicht 
geboten werden könne, und die Feſtſetzung eines 
Mindeſtverdienſtes auch nirgends üblich fei. Herr 
Dietrich habe, als er ſein Geſchäft einmal anfing, doch 
auch nicht gewußt, ob er es zu etwas bringen werde, 
ob und wieviel er verdienen werde. 
ihm einen Mindeſtverdienſt gefrehert. Bei Gewerbe- 
treibenden ſei dieſer Modus doch ganz a sgeſchloſſen. 
So etwas gebe es doch nur im Beamtentum in Form 
des Gehalts. Herr Schlubkowski⸗Freyſtadt fragt an, 
in welcher Weiſe die Vertetlung von der Verdingungs— 
ſtelle in Königsberg aus geſchehe. Es wird ihm er— 
widert, daß zunächſt die Handwerksgenoſſenſchaften in 
Oſtpreußen, dann in Weſtpreußen berückfichtigt würden. 
Die Kammer würde dabei wenigſtens inſoweit mit- 
wirken, als fie die einzelnen Genoſſenſchaften, in erſter 
Linie diejenigen, die noch keine Aufträge haben, bei 
der Verdingungsſtelle in Vorſchlag bringen würde, ſomit 
würde auch der Wunſch des Herrn Dietrich berückſichtigt 
werden. Herr Schlubkowski ift fich über den Unterſchied 
zwiſchen einer Gefellfhaft mit befcränkter Haftung (G 
m. b. H) und einer eingetragenen Genoſſenſckaft mit be- 
ſchränkter Haftpflicht (e. G m. b. H) nicht klar und bit— 
tet um Aufklärung. Herr Korthaus fegt den Unterſchied 
auseinander. ue 


Herr Rieck Flatow fragt an, ob auch 


die Handwerks⸗ 


Herr Puttins⸗Graudenz erbittet Aus- | 


die 


Es ſei 


Niemand habe 


1 


veflpreußi 


ſellenprüſungen 


fe Handwerk Nr. 


Schlofjer, die meiſt nur Reparaturen ausführten und 
größere Arbeiten gewöhnlich nicht übernähmen, ſich einer 
ſolchen Genoſſenſchaft anſchließen könnten, Herr Kert- 
haus erhlärt ihm, daß mit Rückſicht auf die Möglich⸗ 
keit, den Geſchäftsanteil in Raten einzuzahlen, das ſehr 
wohl möglich ſei, und der Anſchluß auch dem kleinſten 
Handwerker nur Nutzen bringen könne. Herr Coll-Mewe 
weiſt darauf hin, daß die Bildung von Genoſſenſchaften 
an kleineren Plätzen ſehr ſchwierig ſein werde, da ſich 
nicht eine genügende Anzahl von Handwerkern finden 
würde. Herr Korthaus entgegnet, daß fich ja die Be- 
triebe mehrerer Ortſchaften zuſammentun und eine Ge— 
noſſenſchaft bilden, oder aber daß ſolche verſtreut woh⸗ 
nenden Handwerker ſich ja irgend einer Genoſſenſchaft 
anſchließen könnten 

Es meldet ſich niemand mehr zum Wort. 

Der Vorſitzende bringt nunmehr die in der Ber- 
ſammlung der Vertreter des Möbel- und Tapezierge⸗ 
merbes am Freitag, den 4 Jun 1915 angenommene 
Reſolution der Zuſammenſetung der Verſammlung ent⸗ 
ſprechend geändert zur Verleſung und Abstimmung 
Das Ergebnis iſt einſtimmige Annahme. Die Reſolution 
lautet: 

Die am 5. Juni 1915 im großen Sitzungsſaale der 
Handwerkskammer zu Graudenz verſammelten berufenen 
Vertreter des Baugewerbes und des Schloffer-, Klemp- 
ners, Inſtallateur- und Malerhandwerks beſchließen ein- 
ſtimmig, unverzüglich mit allem Nachdruck die von der 
Handwerkskammer vorgeſchlagene Gründung von Lie— 
ferungsgenoſſenſchaften innerhalb des Regierungsbezirks 
Marienwerder aus Anlaß der Frage des Wiederauf⸗ 
baues Oſtpreußens und zwecks Beteiligung hieran zu 
betreiben. Ueber den Stand ber Genoſſenſchaftsbildung 
ſollen die Innungen der Handwerkskammer, welche 
ebenſo wie der Hauptverband deutſcher gewerblicher Ge— 
noſſenſchaften dieſen Genoſſenſchaftsbeſtrebungen ihre 
zuläſſig weitgehendſte Hilfe angedeihen laſſen wird, fert- 
laufend Bericht zu erſtatten. 

Der Vorſitzende dankt den Herrn für ihr Erſcheinen 
und ſpricht die Hoffnung aus, daß ein jeder nun zu 
Haufe tatkräftig an dem Zuſtandekommen der Genoſ— 
ſenſchaften weiterarbeite. 

(Schluß der Verſammlung 1 Uhr 25 Minuten). 


Für die Bildung von Genoſſenſchaften 


ſind folgende erforderlichen Fotmulare auf der Geſchäfts⸗ 
ſtelle der Handwerkskammer in Graudenz, Markt 21 JI 
erhältlich: 


1. Normalſtatut für Kreditgenoſſenſchaften Preis 20 Pfg. 


2. Normalſtatut für Rohſtoff⸗, Werk- und 
Magazingenoſſenſchaften 5 5 
3. Was iſt bei der Errichtung einer Ge— 
noſſenſchaft zu beachten? 3 nz; 
4. Protokoll der Errichtung einer Ge— 
noſſenſchaft 7 5 
Protokoll der J. Aufſichtsratsſitzung „ :; 
6. Liſte der Genoſſen, Titelbogen 5 5 
7. Einlagebogen 5 
8. Gründungspapiere an das Amtsgericht „ 5 


Der freien Tiſchler⸗Innung zu Marienwerder ift 
mittels Verfügung des Herrn Regierungspräſidenten 
in Marienwerder vom 17. Mai 1915 das Recht, Ge⸗ 

n zu veranſtalten, erteilt worden. 
Der Vorſitzende 
Emil Hache. 


